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Frau  
Katja Rathje-Hoffmann 
Vorsitzende des Sozialausschusses 
sozialausschuss@landtag.ltsh.de  

29. August 2024

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bestattungsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 20/2090  

Sehr geehrte Frau Rathje-Hoffmann, 

wir möchten Ihnen und dem Sozialausschuss gerne folgende 
Perspektiven zur o. g. Drucksache zur Verfügung stellen. 

Die Problembeschreibung der Drucksache zeichnet ein Bild, als hätte 
sich die Bestattungskultur sowie der Umgang mit Sterben, Tod und 
Trauer in den letzten zehn Jahren bemerkenswert verändert. Die 
Verfasserin der Drucksache formuliert weiter, dass ein gesteigertes 
„Interesse an verschiedenen Modernisierungen im Umgang mit 
Bestattung und Trauer“ bestehe.  

Die Wünsche und Motive, die Menschen im Angesicht von Bestattung 
und Trauer bewegen und die damit unsere Bestattungskultur prägen, 
sind nach unserer Erfahrung jedoch seit langem unverändert: 

* Menschen wünschen sich, durch die Regelung einer Bestattung
nicht durch jahrzehntelange Pflichten (z. B. zur Grabpflege)
belastet zu werden bzw. Angehörige nicht zu belasten.

* Menschen wünschen sich, durch die Kosten einer Bestattung
nicht über zumutbare Grenzen hinaus belastet zu werden bzw.
Angehörige nicht zu belasten.

In der Drucksache findet sich die Formulierung, dass das Recht auf 
Selbstbestimmung „auch über den Tod hinaus zu gewährleisten“ sei. 

Andere Kulturen bestatten übrigens nicht deshalb sarglos, weil deren 
Bestattungskultur Särge aus Holz bereits überwunden hätte, sondern 
weil es kaum Holz gibt (Wüstenregionen) oder unserem Kulturkreis 
fremde Rituale vorherrschen (Öffentliche Verbrennung, Indien; 
Himmelsbestattung durch Geier, Tibet). 
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Seit Kants „Kategorischem Imperativ“ ist klar, dass ein „Recht auf Selbstbestimmung“ in einer 
Gesellschaft sinnvoller Weise Grenzen erfährt. Die Grenze der Freiheit des einen Menschen liegt 
dabei grundsätzlich am Berührungspunkt zur Grenze der Freiheit eines anderen Menschen: 
 

• Niemandem würde in unserer Gesellschaft sein Recht auf Selbstbestimmung gewährt 
werden, sollte der Wunsch bestehen, sich wie in Indien öffentlich (z.B. auf dem Marktplatz) 
auf einem Scheiterhaufen verbrennen zu lassen. Das würde in unserer Kultur die Freiheit 
vieler anderer berühren und kann nicht gewährt werden. 

 
• Die Beisetzung eines Leichnams ohne Sarg oder der Asche ohne Urne scheint da leicht zu 

gewähren, weil es die Freiheit anderer offensichtlich nicht oder nur in geringem Maß betrifft. 
DAS plant das Gesetz. 
 

• Aus demselben Grund dürfte die durch Menschen häufig gewünschte Entnahme einer 
geringfügigen Menge Asche, um sie Angehörigen zur Erinnerung zu überlassen, ebenfalls 
leicht zu gewähren sein. DAS plant das Gesetz jedoch NICHT. 

 
Mit diesem Beispiel möchte ich exemplarisch darstellen, dass der Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Bestattungsgesetzes an einigen Punkten nicht schlüssig und nicht an den aktuellen 
Wünschen und Motiven der Menschen, die sich um eine Bestattung kümmern, ausgerichtet ist. 
 
Hier einige weitere Perspektiven: 
 

• Wir halten die Schaffung der 
Möglichkeit für die Verstreuung von 
Asche auf Friedhofsflächen für 
unnötig, weil nach unserer Erfahrung 
in der Bevölkerung keine 
nennenswerte Nachfrage besteht. 

 
• Wir halten die Erweiterung der 

Möglichkeit für die sarglose 
Beisetzung eines Leichnams für 
unnötig, weil nach unserer Erfahrung 
in der Bevölkerung keine 
nennenswerte Nachfrage besteht. 

 
• Wir halten die Schaffung einer 

Möglichkeit zur Entnahme einer 
geringfügigen Menge Asche für 
notwendig, weil nach unserer 
Erfahrung in der Bevölkerung eine 
regelmäßige Nachfrage besteht. 
 

• Wir halten die mögliche Erstellung 
einer Todesbescheinigung in 
elektronischer Form für notwendig. 

 
• Wir halten die Entnahme von 

freiwerdenden Metallen, künstlichen 
Körperteilen und anderer nicht 
biologisch abbaubarer Materialien“ 
aus Totenasche für notwendig.  

 
• Wir halten eine Zertifizierung von 

Betreibern von 
Bestattungseinrichtungen nach den 
Normen DIN EN 15017 oder DIN EN 
9001 für notwendig. 

 
• Wir halten die Anpassung, dass 

Seebestattungen durch 
Bestattungsunternehmen (anstelle 
von Seebestattungsreedereien) 
durchgeführt werden sollen für 
unangemessen formuliert. 
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• Wir halten die Erprobung bisher 

gesetzlich nicht geregelter 
Bestattungsarten für unnötig, weil 
nach unserer Erfahrung in der 
Bevölkerung keine nennenswerte 
Nachfrage besteht. 
 

• Wir halten den Nachweis der 
Beisetzung einer Urne durch 
Hinterbliebene oder beauftragte 
Bestattungsunternehmen für 
unangemessen - diese Pflicht sollte 
der die Beisetzung durchführenden 
Stelle auferlegt werden.  
 

• Wir halten die (kommunal 
genehmigte) Schaffung von 
Bestattungswäldern für unnötig, weil 
sie inflationäres Überangebot 
erzeugen und (letztlich kommunal 
verantworteten) Friedhöfen schadet.  

 
• Wir halten den Verzicht auf Sarg und 

Urne für nicht sinnvoll, weil beide 
elementare Funktionen erfüllen.  

 
• Wir halten einen verringerten 

Abstand zur Küste von 2 Seemeilen 
bei Seebestattungen für notwendig, 
weil Ressourcen gespart und 
Beisetzungen unabhängiger vom 
Wetter gemacht würden.  

 
• Die gesellschaftliche Entwicklung der 

letzten Jahre zeigt nicht immer den 
Willen der Menschen, sondern 
offenbart viele Missverständnisse 
und Uninformiertheiten. 
 

• Vermutlich läge die Quote für 
Erdbestattungen bei 80 %, wenn die 
Bevölkerung wüsste, dass eine 
Erdbestattung nicht teurer und die 
Beisetzung ohne Pflicht zur 
Grabpflege möglich ist. 

 
• Seit langem übernimmt das Sozialamt 

(abweichend von § 74 SGB XII) nicht 
die erforderlichen Kosten einer 
Bestattung, sondern nur Bruchteile. 

 
 
Wir freuen uns auf ein persönliches Gespräch mit Ihnen und dem Sozialausschuss, um aus den 
Erfahrungen unserer Mitglieder mit über 30.000 begleiteten Familien jährlich zu berichten. Nennen 
Sie uns bitte einen Termin und wir sind gerne bereit, zu Ihnen zu kommen. 
 
 
Herzliche Grüße  
 
 
 
 
Sven Schröder 
Obermeister 
 
Anlagen 
2023.02.10. - Bestatterinnung SH - Stellungnahme zum Gesetzesentwurf 
2023.06.18. - Bestatterinnung SH - Stellungnahme zum Gesetzesentwurf 
2023.09.26. - Bestatterinnung SH - Eingabe zum Gesetzesentwurf (Zertifizierung) 



 
 

Ministerium für Justiz und Gesundheit 
Lorentzendamm 35 
24103 Kiel 
 
 
 
Sowie vorab an 
Sarah Maroska - sarah.maroska@jumi.landsh.de 
Poststelle des JuMi - poststelle@jumi.landsh.de 
 
 

Eutin, 10. Februar 2023 
 
 
Stellungnahme der Bestatterinnung Schleswig-Holstein 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Bestattungsgesetzes Schleswig-Holstein 
 
 
Sehr geehrte Frau Maroska, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Übermittlung des Entwurfs zu dem wir auf den 
folgenden Seiten als landesweite Vertretung des Berufsstandes des 
Bestatter-Handwerks Stellung nehmen. 
 
Bevor sich unsere Stellungnahme den einzelnen Paragrafen zuwen-
det, stellen wir einleitend Gedanken zur größten geplanten Verän-
derung, nämlich der  
Einführung der als „neue Bestattungsart“ bezeichneten  
„Beschleunigten Verwesung“ (Reerdigung) 
voran: 
 
Die im „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bestattungsgeset-
zes“ formulierte Veränderung der Bestattungskultur liegt in erster 
Linie im gestiegenen Bedürfnis nach pflegefreien Beisetzungsfor-
men: Als zeitgemäß ökologisch nachhaltiger Trend lässt sich erken-
nen, dass die Nachfrage nach traditionellen Erdbestattungen stetig 
steigt, sobald Friedhöfe pflegefreie Erdgräber anbieten. 
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Gutes Marketing und einflussreiche Ver-
netzung überhöhen die mediale Wahr-
nehmung. 
 
Dass das Pilotprojekt des Startup-Unter-
nehmens Circulum Vitae GmbH, Inhaberin 
der Marke „Meine Erde“ und Anbieterin 
des „Reerdigung“ genannten Produktes, 
der Veränderung der Bestattungskultur 
Rechnung trägt, ist aus unserer Perspek-
tive jedoch nicht erkennbar. 
 
Das Unternehmen versucht lediglich durch 
gutes Marketing und einflussreiche Ver-
netzung, die Zulässigkeit ihres Produktes 
„Reerdigung“ durch Aufnahme in die Be-
stattungsgesetze der Bundesländer zu er-
wirken.  
 
Sachverständige distanzieren sich zuneh-
mend. 
 
Nach anfänglicher Offenheit für eine Neu-
erung im Bestattungswesen und Interesse 
für deren Funktionsweise distanzieren sich 
immer mehr Sachverständige der Bestat-
tungsbranche (kommunale und kirchliche 
Friedhofsträger, Bestatterinnungen / -ver-
bände, Rechtswissenschaftler*innen, Me-
diziner*innen usw.) von der aktuell ge-
planten Umsetzung. 
 
Daten zu Sicherheit und Auswirkungen 
sind nicht belastbar / nicht vorhanden. 
 
Praktisch alle Fragen zur Sicherheit des 
Verfahrens (u.a. Umweltschutz, Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, Bodenschutz)  
bleiben durch den – bisher einzigen – An-
bieter, Circulum Vitae GmbH, unbeant-
wortet. Die aktuelle Versuchsphase in 

Mölln befindet sich erst in der 6. Reerdi-
gung – diese 6 Versuche, die nach unse-
rem Wissen wissenschaftlich nicht beglei-
tet werden, stellen, offenbar ergänzt um 
einige Vorabversuche mit Tierkadavern, 
den Erfahrungsschatz des Anbieters dar. 
 
Podiumsdiskussion bietet sehr guten Ein-
blick in Fragen. 
 
Eine Podiumsdiskussion, die viele unbe-
antwortete Fragen zusammenfasst, wurde 
Ende 2022 durch die FORUM BEFA Gesell-
schaft unter Beteiligung der Circulum Vi-
tae GmbH und weiterer Sachverständiger 
veranstaltet. 
 
Mit diesem QR-Code gelangen Sie zum 
Mitschnitt bei Youtube 

 
www.youtube.com/watch?v=CWvYdr1V9Kc 

 
Große psychische Belastung wird be-
fürchtet. 
 
Wir haben große Bedenken, dass die lange 
Dauer bis zur Beisetzung der menschlichen 
Überreste (9 Tage Bestattungsfrist + 40 bis 
90 Tage Dauer der Reerdigung + 30 Tage 
Beisetzungsfrist = 129 Tage = 4,3 Monate 
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zulässiger Zeit bis zum Abschluss der Be-
stattung) teilweise zu starken psychischen 
Belastungen bei Hinterbliebenen führen 
wird, weil kein Abschluss gefunden wird.  
 
Dieser Aspekt der Belastung aufgrund des 
fehlenden Abschlusses zeigt sich bereits 
heute häufig bei Feuerbestattungen, wenn 
Hinterbliebene teilweise 7-14 Tage warten 
müssen, bis die Totenasche vom Kremato-
rium überführt und der Beisetzung zuge-
führt werden kann. 
 
Ein weiterer Aspekt, der zu großer psychi-
scher Belastung führen dürfte, ist die tech-
nische Notwendigkeit, nach Abschluss der 
beschleunigten Verwesung die verbliebe-
nen Knochen zu zerstören – aufgrund des 
unverändert festen Bestandes etlicher 
großer Knochen ist offenbar eine starke 
mechanische Einwirkung in Form einer Art 
Knochen-Schredder erforderlich – damit 
sie zerkleinert den verwesenden menschli-
chen Überresten wieder beigemengt wer-
den können. 
 
Unterstützung durch Stadt Mölln wurde 
beendet. 
 
Kürzlich haben auch die Vertreter der 
Stadt Mölln die anfängliche Unterstützung 
für das Projekt beendet und einen Bauan-
trag für weitere technische Anlagen abge-
lehnt. 
 
Niederlande haben Zulassung verwehrt. 
 
Selbst die in Bestattungsfragen sehr offe-
nen Niederlande haben das Verfahren 
nicht zugelassen, weil u.a. nicht geklärt ist, 
ob Prionen, Krankheiten wie Creutzfeldt 

Jakob auslösende Proteine, durch das Ver-
fahren zerstört werden. 
 
Beschleunigte Erdbestattung ist keine 
neue Bestattungsart. 
 
Grundsätzlich sehen wir in der beschleu-
nigten Verwesung auch keine neue Bestat-
tungsart, sondern lediglich eine beschleu-
nigte Erdbestattung. 
 
Falls das Verfahren der beschleunigten 
Verwesung außerhalb der Grabstelle ein-
geführt werden sollte, halten wir es für 
unerlässlich, dass für die Überführung der 
verstorbenen Person hin zur technischen 
Anlage und zur Überführung der menschli-
chen Überreste zurück zum Herkunfts- 
bzw. Beisetzungsort – wie bei Erdbestat-
tungen üblich – ein Vollholz-Sarg verwen-
det werden sollte. Ein Vollholz-Sarg ist ein 
gängiges und millionenfach bewährtes 
Hilfsmittel, das für ausreichenden hygieni-
schen Schutz der Umwelt und arbeitssi-
chere Handhabung durch Mitarbeitende 
von Bestattungsunternehmen und Fried-
höfen sorgt. 
 
Für die Beisetzung der verwesenden 
menschlichen Überreste sollte – wie bei 
Erdbestattungen üblich – dieser Vollholz-
Sarg vorgeschrieben sein, da er sich auf-
grund seiner Vergänglichkeit und Umwelt-
verträglichkeit hervorragend für die Bei-
setzung eignet. 
 
Die Beisetzungstiefe sollte – wie bei Erd-
bestattungen üblich – unverändert tief 
sein. Die im Entwurf angedachte Beiset-
zung nahe der Oberfläche könnte zu einer 
erheblichen hygienischen 
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Beeinträchtigung der Umwelt und zum An-
locken von Wildtieren führen. 
 
Als Beisetzungsort sollte – wie bei Erdbe-
stattungen üblich – ausschließlich der her-
kömmliche Friedhof und kein Bestattungs-
wald zulässig sein. 
 
Kein tragfähiges Verfahren:  
Beschleunigte Verwesung  
außerhalb der Grabstelle. 
 
Wir sehen heute in der aktuell geplanten 
Umsetzung einer beschleunigten Ver-
wesung außerhalb der Grabstelle kein 
tragfähiges Verfahren, weil zum einen ihre 
Auswirkungen auf Umwelt und Gesell-
schaft zu wenig geklärt sind. Zum anderen 
fehlt den konstruiert wirkenden Abläufen 
des Verfahrens jegliche Verankerung in 
der Bestattungskultur. 
 
Eine Bestattungsform, die ein mindestens 
40-tägiges (57.600 Minuten) Verweilen ei-
ner verstorbenen Person in einer techni-
schen Anlage erfordert, würde zudem sehr 
viele technische Anlagen benötigen, um 
eine nennenswerte Kapazität anzubieten.  
 
Im Vergleich dazu benötigt eine Feuerbe-
stattung nur eine Verweildauer in der 
technischen Anlage (Krematorium) von ca. 
90 Minuten. 
 
Eine Erdbestattung benötigt gar keine ver-
gleichbar aufwändige technische Anlage. 
 
 
 
 

Tragfähiges Verfahren:  
Beschleunigte Verwesung  
innerhalb der Grabstelle. 
 
Gibt man einen toten Körper in einem 
Holzsarg in die Erde, lösen sich Körper und 
Sarg innerhalb einer gewissen Zeit auf. 
 
Es gibt langjährig bewährte Möglichkeiten, 
diesen Prozess innerhalb der Grabstelle 
zu beschleunigen (z.B. durch Grabkam-
mer-Systeme), falls man Grabnutzungszei-
ten verkürzen oder gelegentliche Wachs-
leichenbildung verhindern will. 
 
Der gesamte technische und organisatori-
sche Aufwand der Beschleunigung der 
Verwesung außerhalb der Grabstelle 
würde damit hinfällig. 
 
Sollen Friedhöfe bei Auftreten von Wachs-
leichenbildung also unterstützt werden, 
können die o.g. Grabkammer-Systeme Ab-
hilfe schaffen.  
 
Eine eventuelle Verkürzung der Ruhefrist, 
die durch eine beschleunigte Verwesung 
ermöglicht würde, fällt eher nicht ins Ge-
wicht, da die meisten Friedhöfe eine aus-
reichende Kapazität an Gräbern für regu-
läre, unverkürzte Ruhefristen bieten. 
 
Unsere Essenz 
 
Als Vertretung unseres Berufsstandes 
und als Stellvertreter von Vorsorgenden 
und Hinterbliebenen, die wir betreuen, 
halten wir es für geboten, die „beschleu-
nigte Verwesung“ außerhalb der Grab-
stelle nicht in das Gesetz aufzunehmen.  
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Nach diesen einleitenden Gedanken nehmen wir nun zu den einzelnen Paragrafen Stellung: 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

8. Bestattungseinrichtungen 
Bestattungseinrichtungen sind, neben den Lei-
chenräumen nach Nummer 9, auch alle weite-
ren Räume, Gebäude oder Teile davon, die der 
Aufbewahrung, Versorgung oder Aufbahrung 
von Verstorbenen oder der Feuerbestattung 
dienen.  
 
Bestattungseinrichtung ist auch das Schiff, wäh-
rend es für eine Urnenbeisetzung auf See einge-
setzt wird. 

8. Bestattungseinrichtungen 
Bestattungseinrichtungen sind, neben den Lei-
chenräumen nach Nummer 9, auch alle weite-
ren Räume, Gebäude oder Teile davon, die der 
Aufbewahrung, Versorgung oder Aufbahrung 
von Verstorbenen oder der Feuerbestattung 
dienen.  
 
Bestattungseinrichtung ist auch das Schiff, wäh-
rend es für eine Urnenbeisetzung auf See einge-
setzt wird. 

 
Bestattungseinrichtung Schiff 
 
Für die gewerbsmäßige Nutzung von Küs-
tenfahrzeugen, unter anderem zum Zwe-
cke der Seebestattung findet die Schiffssi-
cherheitsverordnung (SchSV) Anwendung. 
 
Diese Verordnung dient im Sinne der Hin-
terbliebenen (Gäste) und des Personals an 
Bord der Sicherheit auf See, einschließlich 
des damit unmittelbar im Zusammenhang 
stehenden Arbeitsschutzes, sowie des Um-
weltschutzes auf See. 
 
Gleichwohl regelt die See-Sportbootver-
ordnung – SeeSpbootV die Inbetrieb-
nahme von Sportbooten und deren ge-
werbsmäßige Nutzung im Küstenbereich. 
 
Im kommerziellen Bereich werden in Sa-
chen Seebestattungen namentlich Sonder-
fahrzeuge mit einer Fahrgastbeschränkung 
bis zu 12 Personen, Fahrzeuge mit einer 
verminderten Fahrgastrichtlinie,  
 

 
Fahrgastschiffe, sowie sonstige Kauffahr-
teischiffe, aber bisweilen auch Traditions-
schiffe eingesetzt. 
 
Die Eignung von Traditionsschiffen zum 
Zweck der Seebestattung wurde über ei-
nen längeren Zeitraum kontrovers disku-
tiert, da schiffbauliche Kriterien und An-
forderungen an die Qualifikation der Be-
satzung nach STCW-Übereinkommen nicht 
zwingend erforderlich sind.  
 
Dennoch werden Traditionsschiffe still-
schweigend geduldet, da die Fahrzeuge in 
der Regel in gutem Zustand gehalten wer-
den und man den erfahrenen Skippern 
und Inhabern von Sportseeschifferschei-
nen (SSS) die fachliche Kompetenz für eine 
sichere Schiffsführung zusprechen kann. 
 
Dennoch bleibt hier eine ungleiche An-
wendung von gegebenen Vorschriften im 
Raum stehen. 
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Sportboote sind hingegen keine Handels-
schiffe, gehören aber bei Gewinnerzie-
lungsabsicht zu den Kauffahrteischiffen. 
 
Laut SeeSpbootV §§ 14, 15 bedarf die ge-
werbsmäßige Nutzung eines Sicherheits-
zeugnisses und einer Fahrerlaubnis nach 
den Kriterien der Berufsgenossenschaft 
bzw. SchSV.  
 
Die BG Verkehr, Deutsche Flagge veröf-
fentlicht eine Information für gewerbsmä-
ßig genutzte Sportboote. Demnach benö-
tigt ein gewerbsmäßig genutztes Sport-
boot mit einer Rumpflänge von 8 bis 24 
Metern ein Sicherheitszeugnis der Dienst-
stelle Schiffssicherheit der BG Verkehr. 
 
Gewerbsmäßig genutzte Sportboote benö-
tigen als Kauffahrteischiffe unabhängig 
von der Länge − also auch mit einer 
Rumpflänge unter 8 Metern – ein Schiffs-
besatzungszeugnis. 
 
Dieser zusätzliche Hinweis ist wohl auch 
der Tatsache geschuldet, dass in der Ver-
gangenheit vereinzelte Bestattungsunter-
nehmer aus der Küstenregion privat ge-
nutzte Sportboote mit einer Rumpflänge 
unter 8 Metern genutzt haben, um 

Seebeisetzungen vorzugsweise ohne Be-
gleitung Angehöriger durchzuführen.  
Dieser Missstand wurde mehrfach an das 
entsprechende Ministerium getragen und  
in den entsprechenden Gremien der Be-
statterinnungen und -verbände diskutiert. 
 
Uns stellt sich die Frage, welche rechtli-
chen Aspekte von derartigem Geschäfts-
gebaren berührt werden.  
 
Die wirtschaftlichen Absprachen finden al-
lenfalls zwischen Krematorien und Boot-
betreibern/Bestattern statt, das kann 
nicht im Sinne des „Verbraucherschutzes“ 
sein.  Auf den Fachmessen der Branche 
wurde in der Vergangenheit mit günstigen 
„Lösungen“ geworben, Preisvorteile die 
gewiss nicht an die Hinterbliebenen kom-
muniziert werden.  
 
Neben der daraus entstandenen Wettbe-
werbsverzerrung ist davon auszugehen, 
dass auch die Hinterbliebenen in ihrer 
Vorstellung getäuscht werden. 
 
Diesbezüglich könnte eine eindeutige For-
mulierung des BestattG §15 Rechtssicher-
heit schaffen.

 
BestattG SH „alt“ Änderungen  

12. Hinterbliebene 
Hinterbliebene sind die folgenden volljährigen 
Personen: 
a) die Ehegattin oder der Ehegatte, 
b) die eingetragene Lebenspartnerin oder der 
eingetragene Lebenspartner, 
c) leibliche und adoptierte Kinder, 
d) Eltern, 
e) Geschwister, 
f) Großeltern und 

12. Hinterbliebene 
Hinterbliebene sind die folgenden volljährigen 
Personen: 
a) die Ehegattin oder der Ehegatte, 
b) die eingetragene Lebenspartnerin oder der 
eingetragene Lebenspartner, 
c) leibliche und adoptierte Kinder, 
d) Eltern, 
e) Geschwister, 
f) Großeltern und 
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g) Enkelkinder 
der verstorbenen Person. 
 
 
 
 
 
 
Soweit das Gesetz den Hinterbliebenen eine 
Pflicht auferlegt oder ein Recht einräumt, sind 
sie in der hier bestimmten Reihenfolge zu ihrer 
Erfüllung verpflichtet oder seiner Wahrneh-
mung berechtigt; § 9 Abs. 2 Nr. 1 bleibt unbe-
rührt. 

g) Enkelkinder 
h) die Partnerin/der Partner einer auf Dauer an-
gelegten nicht ehelichen Lebensgemeinschaft 
nach Maßgabe des § 7 Absatz 3 Nummer 3 b in 
Verbindung mit Absatz 3a des Zweiten Buches 
Sozialgesetz 
der verstorbenen Person. 
 
Soweit das Gesetz den Hinterbliebenen eine 
Pflicht auferlegt oder ein Recht einräumt, sind 
sie in der hier bestimmten Reihenfolge zu ihrer 
Erfüllung verpflichtet oder seiner Wahrneh-
mung berechtigt; § 9 Absatz 2 Nr. 1 bleibt unbe-
rührt. 

 
Berücksichtigung von Partner*innen 
 
Die Berücksichtigung von Partner*innen 
nach Maßgabe des § 7 Absatz 3 Nummer 3 
b in Verbindung mit Absatz 3 a des SGB II 
im Bestattungsgesetz empfinden wir als 
überlegenswert. 
 
Welches Ziel wird damit verfolgt? 
 
Soll damit dem Umstand Rechnung getra-
gen werden, dass viele nicht eheliche Le-
bensgemeinschaften in Vertrautheit und  
 
 
 

 
 
Tiefe der familiären Bindung einer Ehe in 
nichts nachstehen? 
In diesem Fall erscheint eine Einsortierung 
unmittelbar nach b) eingetragene Leben-
partner*innen und vor den Hinterbliebe-
nen gemäß c) bis g) angemessen. 
 
Soll damit erreicht werden, dass Lebens-
partner*innen auch in die Haftung für Be-
stattungskosten aufgenommen werden? 
 
In diesem Fall sollte sichergestellt sein, 
dass die Personen eine Beihilfeberechti-
gung nach § 74 SGB XII erhalten. 

 
 
§ 12 Bestattungseinrichtungen 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

Die Bestattungseinrichtungen sind so zu gestal-
ten und zu betreiben, dass sie den Grundsätzen 
der Würde und Achtung vor den verstorbenen 
Personen entsprechen. 

Die Bestattungseinrichtungen sind so zu gestal-
ten und zu betreiben, dass sie den Grundsätzen 
der Würde und Achtung vor den verstorbenen 
Personen entsprechen. 
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Präzisierung anhand von DIN 15017 
 
Dieser Paragraf ist in seiner Zielsetzung 
sehr wichtig – da die „Grundsätze der 
Würde und Achtung vor der verstorbenen 
Person“ jedoch nicht definiert werden, 
führt er zu keiner Klarheit. 
Eine Verbindung zu Inhalten der DIN EN 
15017 zu den Anforderungen an Bestat-
tungsdienstleistungen wäre hier wichtig. 
 
Bestattungseinrichtung  
Seebestattungsschiff 
 
Küstenfahrzeuge unterschiedlichster Bau-
art und ursprünglichen Verwendungs-
zweck werden für die Seebeisetzungsfahr-
ten eingesetzt.  
 
Inwiefern diese „Bestattungseinrichtun-
gen“ der Würde entsprechen, ist nicht ge-
nau genug einzugrenzen.  
 
Grundsätzlich garantieren die Kriterien der 
SchSV und das Kontrollorgan der BG Ver-
kehr (Dienststelle Schiffsicherheit) für den 
nötigen Sicherheitsstandard und somit  
 

 
 
auch für ein, der Würde entsprechendes 
Schiff.  
Gleichwohl wäre eine Qualifikation von 
Bestattungswegen in Hinblick auf die Be-
dürfnisse trauernder Menschen und dem 
angestrebten „würdevollen Rahmen“ 
wünschenswert.  
 
Ob es dazu eigens autorisierter „Seebe-
stattungsreedereien“ bedarf sei dahinge-
stellt.  
 
In jedem Fall würde etwa der Zusatz: Zu-
gelassen von der BG Verkehr – Dienststelle 
Schiffsicherheit hinsichtlich des Verbrau-
cherschutzes und des Wettbewerbs ein-
deutige Rahmenbedingungen schaffen. 
 
Möglicherweise wäre eine erweiterte Aus-
formulierung der Qualitätsansprüche an 
ein Seebestattungsfahrzeug im Rahmen 
der Europäischen Norm DIN EN 15017 als 
Standard für Bestatter anzustreben. 
 
 
 

 
§ 13 Bestattungspflicht 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(1) Leichen sind zu bestatten. Dies gilt nicht für 
Totgeborene im Sinne des § 2 Nr. 4 Satz 2 . 
Diese Totgeborenen sowie Fehlgeburten sind 
auf Wunsch eines Elternteils zur Bestattung zu-
zulassen. Zum Nachweis einer Fehlgeburt ist 
dem Friedhofsträger eine formlose ärztliche Be-
stätigung vorzulegen. Der Träger der Einrich-
tung, in der die Geburt erfolgt, die Hebamme 
oder der Entbindungspfleger, die oder der bei 
der Geburt zugegen ist, sowie die Träger von 

(1) Leichen sind zu bestatten. Dies gilt nicht für 
Totgeborene im Sinne des § 2 Nr. 4 Satz 2. 
Diese Totgeborenen sowie Fehlgeburten sind 
auf Wunsch eines Elternteils zur Bestattung zu-
zulassen. Zum Nachweis einer Fehlgeburt ist 
dem Friedhofsträger eine formlose ärztliche Be-
stätigung vorzulegen. Der Träger der Einrich-
tung, in der die Geburt erfolgt, die Hebamme 
oder der Entbindungspfleger, die oder der bei 
der Geburt zugegen ist, sowie die Träger von 
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Einrichtungen nach § 13 Abs. 1 des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes vom 27. Juli 1992 (BGBl 
I S. 1398), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. August 1995 (BGBl. I S. 1050), 
sollen sicherstellen, dass jedenfalls ein Eltern-
teil auf die Bestattungsmöglichkeit hingewiesen 
wird. 

Einrichtungen nach § 13 Absatz 1 des Schwan-
gerschaftskonfliktgesetzes vom 27. Juli 1992 
(BGBl I S. 1398, das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 11. Juli 2022 (BGBl. I S. 1082) ge-
ändert worden ist), sollen sicherstellen, dass je-
denfalls ein Elternteil auf die Bestattungsmög-
lichkeit hingewiesen wird. 

 
Tod eines Kindes 
 
Der Tod eines Kindes stellt für Eltern un-
vorstellbares Leid dar. Die Regelungen zu 
Bestattungspflicht und -recht sollten da-
her sehr bewusst und präzise getroffen 
werden. In der Praxis besteht häufig Unsi-
cherheit bei Eltern und begleitenden Insti-
tutionen (Krankenhäusern, Hebammen, 
Bestattern, Friedhöfen usw.), was „er-
laubt“ und was „verboten“ ist. 
 
Fragen wie: 
„Was geschieht, wenn ein Elternteil FÜR 
und ein Elternteil GEGEN die Bestattung  
 
 

 
 
eines Totgeborenen nach § 2 Nr. 4 Satz 2 
bzw. einer Fehlgeburt ist?“  

oder 
„Welche Folgen bringt es mit sich, wenn 
ein Elternteil den Wunsch zur Bestattung 
ausspricht – Sargzwang, Fristen etc.?“  
sollten möglichst in enger Abstimmung 
mit Organisationen wie dem Verein „Ver-
waiste Eltern und trauernde Geschwister 
e.V.“ beantwortet werden. 
 
Wir wünschen uns im Sinne der Betroffe-
nen klarere Regelungen (zu Auflagen, aber 
auch zu Freiheiten). 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(2) Für die Bestattung haben die Hinterbliebe-
nen oder eine von der verstorbenen Person zu 
Lebzeiten beauftragte Person oder Einrichtung 
zu sorgen (Bestattungspflichtige). Sind die in 
Satz 1 genannten Personen nicht vorhanden 
oder nicht zu ermitteln oder kommen sie ihrer 
Pflicht nicht nach und veranlasst kein anderer 
die Bestattung, hat die für den Sterbe- oder 
Auffindungsort zuständige Gemeinde entspre-
chend §§ 230 und 238 des Landesverwaltungs-
gesetzes für die Bestattung zu sorgen. Nach § 2 
Nr. 12 Buchst. c bis g vorrangig bestattungs-
pflichtige Hinterbliebene auf demselben Rang 
haften für die Bestattungskosten als Gesamt-
schuldner. 

(2) Für die Bestattung haben die Hinterbliebe-
nen oder eine von der verstorbenen Person zu 
Lebzeiten beauftragte Person oder Einrichtung 
zu sorgen (Bestattungspflichtige). Sind die in 
Satz 1 genannten Personen nicht vorhanden 
oder nicht zu ermitteln oder kommen sie ihrer 
Pflicht nicht nach und veranlasst kein anderer 
die Bestattung, hat die für den Sterbe- oder 
Auffindungsort zuständige Gemeinde entspre-
chend §§ 230 und 238 des Landesverwaltungs-
gesetzes für die Bestattung zu sorgen. Nach § 2 
Nr. 12 Buchst. c bis h vorrangig bestattungs-
pflichtige Hinterbliebene auf demselben Rang 
haften für die Bestattungskosten als Gesamt-
schuldner. 
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Zu Lebzeiten beauftragte Person  
 
Das Gesetz benennt in § 13 Absatz 2 Satz 1 
„eine von der verstorbenen Person zu Leb-
zeiten beauftragte Person“. Diese Formu-
lierung zielt auf die Übertragung des To-
tenfürsorgerechts ab. 
 
Es fehlt jedoch die Klarstellung, ob eine zu 
Lebzeiten von der verstorbenen Person 
selbst bestimmte Person vorrangig oder 
nachrangig bestattungsberechtigt / -ver-
pflichtet im Vergleich zu den in § 2 Nr. 12 
genannten Hinterbliebenen ist. 
 
Dem Totenfürsorgerecht wird üblicher-
weise eine hohe rechtliche Stellung einge-
räumt. Es definiert sich häufig jedoch nur 
aus dem Gewohnheitsrecht. Die im vori-
gen Absatz angeregte Klarstellung würde 
bei Festlegung einer Vorrangigkeit der be-
auftragte Person Vorbildcharakter für wei-
tere Bestattungsgesetze haben und den 
Willen der verstorbenen Person würdigen. 
 
 
 
 
 
 

Sofortiger Vollzug gem. § 230 Landesver-
waltungsgesetz  
 
Die bisherige Berechtigung der für den 
Sterbeort zuständigen Gemeinde, entspre-
chend § 230 LVwG einen sofortigen Voll-
zug anzuwenden, führt in der Praxis zu 
sehr unglücklichen Missständen: 
 
Insbesondere in der Stadt Lübeck führt sie 
dazu, dass die Gemeinde/die Stadt unmit-
telbar mit Ablauf der Bestattungsfrist eine 
Feuerbestattung anordnet – ohne dass 
Angehörige ermittelt und mit angemesse-
ner Frist zur Erfüllung ihrer Bestattungs-
pflicht aufgefordert werden. 
 
Unsere Innung wurde mehrfach durch be-
troffene Familien kontaktiert, deren Ange-
hörige ungefragt eingeäschert wurden. 
 
Die Möglichkeit zum sofortigen Vollzug 
sollte gestrichen werden, weil sie regelmä-
ßig großes Leid bei Hinterbliebenen er-
zeugt. Stattdessen sollte die Androhung 
von Zwangsmitteln gem. § 236 LVwG den 
§ 230 LVwG an dieser Stelle ersetzen. 
 
Als Fristsetzung gem. § 236 Absatz 2 hal-
ten wir eine Frist von 7-10 Tagen für zu-
mutbar. 

 
 
§ 15 Bestattungsarten 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(1) Die Bestattung wird durchgeführt 
1. als Erdbestattung auf einem Friedhof in ei-
nem Sarg oder 
2. als Einäscherung mit Urnenbeisetzung (Feu-
erbestattung). 

(1) Die Bestattung wird durchgeführt 
1. als Erdbestattung auf einem Friedhof in ei-
nem Sarg oder 
2. als Einäscherung mit Urnenbeisetzung (Feu-
erbestattung). 
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Die Urnenbeisetzung erfolgt auf einem Friedhof 
oder von einem Schiff aus auf See (Seebestat-
tung). § 20 Abs. 4 und § 26 Abs. 3 und 4 , insbe-
sondere die Möglichkeit der Bestattung ohne 
Sarg, bleiben unberührt. 

3. als beschleunigte Verwesung unter der Zufü-
gung natürlicher Stoffe und Sauerstoff in einem 
wiederverwendbaren sargähnlichen Behältnis 
innerhalb von drei Monaten und Beisetzung der 
menschlichen Überreste in einem Erdgrab auf 
einem Friedhof. 
 
Die Urnenbeisetzung erfolgt auf einem Friedhof 
oder von einem Schiff aus auf See (Seebestat-
tung). § 20 Absatz 4 und § 26 Absatz 3 und 4, 
insbesondere die Möglichkeit der Bestattung 
ohne Sarg, bleiben unberührt. 

 
Beschleunigte Verwesung ist keine neue 
Bestattungsart, sondern eine Erdbestat-
tung. 
 
Grundsätzlich sehen wir in der beschleu-
nigten Verwesung keine neue Bestat-
tungsart, sondern eine Unterart der Erd-
bestattung, bei der durch technische Ein-
flussnahme die Beschleunigung der natür-
lichen Autolyse (Fäulnis und Verwesung) 
erzeugt wird. 
 
Bei einer beschleunigten Autolyse inner-
halb der Grabstelle würde die technische 
Einflussnahme in Form einer Installation 
von Grabkammersystemen erfolgen. 
 
Bei einer beschleunigten Autolyse außer-
halb der Grabstelle würde die technische 
Einflussnahme erheblich umfangreicher 
sein: 
• Aufgrund des extrem hohen techni-

schen Aufwandes müssten große Ver-
wesungs-Zentren entstehen. 

• In diesen würde eine Vielzahl an Ver-
wesungsbehältern („Kokons“) betrie-
ben. 

 

 
 
 
 
• Jeder Verwesungsbehälter müsste in 

je einer eigenen Schwenkvorrichtung 
und Kontrolleinheit („Wabe“) einge-
hängt sein. 

• Jede verstorbene Person, die be-
schleunigt verwesen soll, müsste zu 
diesen Verwesungs-Zentren überführt 
werden.  

• Zur Zerkleinerung der verbleibenden 
Knochen müsste ein Knochen-Schred-
der eingesetzt werden. 

• Das Ergebnis der Verwesung müsste 
nach Beimengung der zerkleinerten 
Knochen zu den menschlichen Über-
resten zum Ort der Beisetzung über-
führt werden. 
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BestattG SH „alt“ Änderungen  

(2) Särge und Urnen müssen so beschaffen sein, 
dass die physikalische, chemische oder biologi-
sche Beschaffenheit des Bodens oder des 
Grundwassers nicht nachteilig verändert wird. 
Särge müssen sich innerhalb der Ruhezeit zer-
setzen oder ohne schädliche Rückstände ver-
brennen. 

(2) Särge und Urnen sowie Materialien, in de-
nen die menschlichen Überreste einer Bestat-
tung nach Absatz 1 Nr. 3 beigesetzt werden, 
müssen so beschaffen sein, dass die physikali-
sche, chemische oder biologische Beschaffen-
heit des Bodens oder des Grundwassers nicht 
nachteilig verändert wird. Särge müssen sich in-
nerhalb der Ruhezeit zersetzen oder ohne 
schädliche Rückstände verbrennen. 

 
Zersetzbarkeit bei Särgen, Urnen sowie 
weiteren Materialien 
 
Wir halten es für zeitgemäß und nachhal-
tig, wenn sich auch Urnen sowie Materia-
lien, in denen die menschlichen Überreste 
einer beschleunigten Verwesung beige-
setzt werden, innerhalb der Ruhezeit zer-
setzen müssen. 

 
 
 
Für die Beisetzung von menschlichen 
Überresten einer beschleunigten Ver-
wesung halten wir die Verwendung eines 
Vollholz-Sarges für geboten, der voraus-
sichtlich ohnehin in Teilbereichen dieser 
Bestattung Verwendung finden würde. 

 
BestattG SH „alt“ Änderungen  

(4) Die Urnenbeisetzung auf See hat in einem 
Abstand von mindestens drei Seemeilen zur 
Küste zu erfolgen.  
 
 
 
 
 
Für die Totenasche sind wasserlösliche und bio-
logisch abbaubare Urnen zu verwenden. Sie 
dürfen keinerlei Metallteile enthalten. Die Ur-
nen sind so zu verschließen und durch Sand 
oder Kies zu beschweren, dass sie nicht auf-
schwimmen können.  
 
Unter den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 ist 
eine wasserrechtliche Zulassung für das Ein-
bringen der Urne in ein Küstengewässer nach § 
2 Abs. 1 , § 3 Abs. 1 Nr. 4 a in Verbindung mit § 
32 a Nr. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 

(4) Die Urnenbeisetzung auf See hat in einem 
Abstand von mindestens drei Seemeilen zur 
Küste zu erfolgen. Sie darf nur von einem Be-
stattungsunternehmen, der Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger oder von einem Was-
serfahrzeug des öffentlichen Dienstes aus 
durchgeführt werden.  
 
Für die Totenasche sind wasserlösliche und bio-
logisch abbaubare Urnen zu verwenden. Sie 
dürfen keinerlei Metallteile enthalten. Die Ur-
nen sind so zu verschließen und durch Sand 
oder Kies zu beschweren, dass sie nicht auf-
schwimmen können.  
 
Unter den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 ist 
eine wasserrechtliche Zulassung für das Einbrin-
gen der Urne in ein Küstengewässer nach §§ 8 
Absatz 1, 9 Absatz 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 
43 Nr. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch 
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2002 (BGBl. I S. 3245), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 6. Januar 2004 
(BGBl. I S. 2), nicht erforderlich.  
 
Im Rahmen der Urnenbeisetzung dürfen Ge-
genstände wie Kränze, Gestecke oder persönli-
che Gegenstände, die sich nicht zersetzen oder 
bei denen mit einem längeren Aufschwimmen 
zu rechnen ist, nicht in das Gewässer einge-
bracht werden. 

Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. 
I S. 1237) geändert worden ist, nicht erforder-
lich.  
 
Im Rahmen der Urnenbeisetzung dürfen Gegen-
stände wie Kränze, Gestecke oder persönliche 
Gegenstände, die sich nicht zersetzen oder bei 
denen mit einem längeren Aufschwimmen zu 
rechnen ist, nicht in das Gewässer eingebracht 
werden. 

 
Mindestabstand zum Land verkürzen 
 
Wir möchten zu Bedenken geben, ob ein 
Mindestabstand zum Land nach der ur-
sprünglich vom BSH in Anlehnung an MAR-
POL festgelegten 3 Seemeilen nach wie 
vor erforderlich ist, zumal nach den Rege-
lungen des Wasserhaushaltsgesetztes 
keine wasserrechtliche Erlaubnis für das 
Einbringen von Seeurnen erforderlich ist, 
also offensichtlich eine Umweltverträglich-
keitsprüfung vorliegt. 
 
 

 
 
Vom Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Mittleres Mecklenburg wird 
für das Beisetzen von Seeurnen beispiels-
weise eine Position vergeben, die in einem 
Abstand von etwa 2 Seemeilen zum Land 
liegt. 
 
Hinsichtlich der Situation an Bord unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Wetter-
lage wäre es im Sinne der Hinterbliebenen 
den erforderlichen Mindestabstand auf 2 
Seemeilen zu verkürzen. 

 
 
§ 16 Bestattungsfristen 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(3) Urnen sollen innerhalb eines Monats nach 
der Einäscherung beigesetzt werden. § 10 Abs. 
1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Urnen und menschliche Überreste einer Be-
stattung nach § 15 Absatz 1 Nr. 3 sollen inner-
halb eines Monats nach der Einäscherung oder 
nach Abschluss der beschleunigten Verwesung 
beigesetzt werden. § 10 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend.  

 
Handhabung der  
„menschlichen Überreste“ 
 
Wenn es, wie hier geschrieben, „menschli-
che Überreste“ sind, sollte eine  

 
 
 
Einbringung in das Erdreich in einem Sarg 
vorgeschrieben sein. 
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In der Praxis wird zusätzlich die langfris-
tige Verwahrung der beachtlichen Menge 
„menschlicher Überreste“ aus einer be-
schleunigten Verwesung logistische Prob-
leme bereiten – aktuell erzeugt das Ver-
fahren das 1,4-fache des Körpergewichtes, 
also bei einer Person von 75 kg Überreste 
von 105 kg. 
 
Da das Ergebnis des Prozesses noch 
„menschliche Überreste“ und nicht ein-
fach Humus ergibt, stellt sich uns die 
Frage, ob die Überreste bis zur Beisetzung 
klimatisiert werden sollten. 
 
Die Beisetzungsfrist NACH erfolgter be-
schleunigter Verwesung sollte sich an der 

Frist gem. § 16 (1) BestG ALT und nicht an 
§ 16 (3) BestG ALT orientieren – die Bei-
setzung sollte spätestens nach 9 bzw. 14 
Tagen erfolgen. 
 
Unabhängig davon, ob für die beschleu-
nigte Verwesung zur Überführung 
und/oder Beisetzung die Verwendung ei-
nes Sarges vorgeschrieben wird, wird jede 
beschleunigte Verwesung die räumlichen 
Kapazitäten in Bestattungsunternehmen 
und in Friedhofseinrichtungen erheblich 
belasten, weil ca. 1,3 qm (0,65 m x 2,00 m) 
Fläche bis zur Beisetzung benötigt werden. 
Eine Urne benötigt im Vergleich ledigleich 
eine Fläche von 0,04 qm (0,2 m x 0,2 m). 

 
 
 
§ 17 Einäscherungen 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(4) Einäscherungen dürfen nur in Anlagen zur 
Feuerbestattung (Krematorien) vorgenommen 
werden. Die Einäscherung der verstorbenen 
Person erfolgt im Sarg. Die Asche aus der Ein-
äscherung einer verstorbenen Person ist einer 
Urne zuzuordnen und in ihr aufzunehmen.  
 
 
 
Die Urne ist fest zu verschließen, zu versiegeln 
und mit den Angaben zur verstorbenen Person 
nach Absatz 5 Nr. 1 bis 3 zu versehen. 

(4) Einäscherungen dürfen nur in Anlagen zur 
Feuerbestattung (Krematorien) vorgenommen 
werden. Die Einäscherung der verstorbenen 
Person erfolgt im Sarg. Die Asche aus der Ein-
äscherung einer verstorbenen Person ist einer 
Urne zuzuordnen und in ihr aufzunehmen.  
Bei der Verbrennung freiwerdende Metallteile 
dürfen der Asche entnommen werden.  
 
Die Urne ist fest zu verschließen, zu versiegeln 
und mit den Angaben zur verstorbenen Person 
nach Absatz 6 Nr. 1 bis 3 zu versehen. 

 
Zulassung der Entnahme einer  
geringfügigen Menge Totenasche 
 
Seit Jahren wünschen viele Angehörige, 
eine geringfügige Menge der Totenasche 
aus trauerpsychologischen Gründen  

 
 
 
ausgehändigt zu bekommen. Teilweise be-
steht der Wunsch, die Totenasche für die 
Erstellung eines individuellen Erinnerungs-
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Schmuckstücks zu verwenden, teilweise 
besteht der Wunsch, eine geringfügige 
Menge der Totenasche unverändert bei 
sich zu verwahren. 
 
Von Totenasche geht, anders als von einer 
Leiche oder den menschlichen Überresten 
einer beschleunigten Verwesung, keine 
unmittelbare Gesundheitsgefährdung aus. 
 
Selbst nach kritischer Gefahrenabwägung 
halten wir die Entnahme einer geringfügi-
gen Menge Totenasche für zeitgemäß und 
geboten. 
 

Eigentumsverhältnis sollte  
geklärt werden 
 
Das Eigentumsverhältnis in Bezug auf ent-
nommene Metallteile sollte geklärt wer-
den. Außerdem muss klar sein, welche 
Hinterbliebenen den Wunsch zur Ent-
nahme von Metallteilen anzeigen dürfen – 
und ob das Krematorium zur Entnahme 
verpflichtet ist oder sich auch weigern 
darf. 
 
 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(5) Die Einäscherung ist von der Betreiberin 
oder dem Betreiber des sie durchführenden 
Krematoriums zu dokumentieren. Die Doku-
mentation hat mindestens die folgenden Anga-
ben und Nachweise zu enthalten: 
1. Vor- und Zunamen der verstorbenen Person, 
2. Geburtsort und Geburtsdatum, 
3. letzter Wohnort, 
4. Nachweis über die Zulässigkeit der Einäsche-
rung nach Absatz 3, 
5. Zeitpunkt der Einäscherung und 
6. Verbleib der Urne. 
 

(5) Bestattungen nach § 15 Absatz 1 Nr. 3 dür-
fen nur in entsprechend dafür vorgesehenen 
Bestattungseinrichtungen durch Unternehmen, 
die auf diese Bestattungsart spezialisiert sind, 
vorgenommen werden. Bei der Bestattung frei-
werdende Metalle dürfen den menschlichen 
Überresten entnommen werden. Die menschli-
chen Überreste sind so aufzubewahren, dass sie 
weder verunreinigt noch getrennt werden kön-
nen und mit den Angaben zur verstorbenen 
Person nach Absatz 6 Nr. 1 bis 3 zu versehen. 
Die zuständige oberste Landesbehörde wird er-
mächtigt, durch Verordnung das Verfahren der 
Bestattungsart nach § 15 Absatz 1 Nr. 3, insbe-
sondere in Hinblick auf Belange des Gemein-
wohls sowie des Gesundheits- und Umwelt-
schutzes, näher zu regeln. 

 
Wie wird Spezialisierung attestiert? 
 
Die Beschränkung der Durchführung der 
Bestattungsform nach § 15 Absatz 1 Nr. 3 
auf Unternehmen, die auf diese Bestat-
tungsart spezialisiert sind, könnte recht-
lich einen unzulässigen Eingriff in den 
Wettbewerb bzw. die freie Berufsaus-
übung bedeuten. 

 
 
Es müsste auf jeden Fall klar gestellt sein, 
unter welchen Voraussetzungen eine Spe-
zialisierung besteht und welche Stelle die 
Spezialisierung attestiert – genügt z.B. das 
Bereitstellen entsprechend spezialisierter 
Anlagen oder muss eine Fachkunde-Prü-
fung nachgewiesen werden? 
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§ 18 Urnenbeisetzung 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

Das Krematorium darf eine Urne erst aushändi-
gen, wenn eine ordnungsgemäße Beisetzung 
gesichert ist. Die Beisetzung gilt als gesichert, 
wenn die Urne mit der Asche einem Bestat-
tungsunternehmen übergeben wird. 

(1) Das Krematorium darf eine Urne erst aus-
händigen, wenn eine ordnungsgemäße Beiset-
zung i. S. d. § 15 Absatz 1 gesichert ist. 
 
(2) Eine ordnungsgemäße Beisetzung gilt als ge-
sichert, wenn eine nach dem jeweiligen Recht 
zulässige Beisetzungsmöglichkeit am Bestim-
mungsort in geeigneter Weise nachgewiesen 
worden ist. 
 
(3) Hinterbliebene oder beauftragte Bestat-
tungsunternehmen haben dem Krematorium 
die ordnungsgemäße Beisetzung innerhalb von 
sechs Wochen nach Aushändigung durch eine 
Bescheinigung der die Beisetzung durchführen-
den Stelle nachzuweisen.  Soweit dies nicht 
möglich ist, kann der Nachweis in sonstiger ge-
eigneter Form erbracht werden. 

 
§ 29 Ordnungswidrigkeiten 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
... 
12. entgegen § 15 Abs. 1 eine Leiche nicht auf 
einem Friedhof bestattet oder eine Urne nicht 
auf einem Friedhof oder auf See beisetzt, 
 
 
... 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
... 
12. entgegen § 15 Absatz 1 eine Leiche oder 
menschliche Überreste einer Bestattung nach § 
15 Absatz 1 Nr. 3 nicht auf einem Friedhof be-
stattet oder eine Urne nicht auf einem Friedhof 
oder auf See beisetzt, 
... 
20. entgegen § 18 Absatz 1 und 2 eine Urne 
oder menschliche Überreste aushändigt, deren 
Beisetzung nicht gesichert ist, 
21. seiner Nachweispflicht nach § 18 Absatz 3 
nicht nachkommt, 
... 
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Aushändigen einer Urne und  
Nachweis der Beisetzung 
 
Wir unterstützen das Ziel, die ordnungsge-
mäße Beisetzung von Urnen besser als bis-
her zu sichern. Insofern unterstützen wir 
eine Neugestaltung des Paragrafen. 
 
Die vorgeschlagene Fassung geht jedoch 
am Ziel vorbei und weist Verantwortung 
falsch zu.  
 
Nach unserer Auffassung wäre es passen-
der, wenn  
(1) sowohl das Krematorium als auch das 
Bestattungsunternehmen eine Urne nur 
bei Nachweis einer zulässigen Beisetzungs-
möglichkeit aushändigen darf und  
(2) die die Beisetzung durchführende 
Stelle dem Krematorium die Beisetzung in-
nerhalb von 6 (besser 12) Wochen nachzu-
weisen hat. 
 
Die Zuweisung einer Verantwortung zum 
Führen eines Nachweises an Hinterblie-
bene und beauftragte Bestattungsunter-
nehmen, wie es Absatz 3 formuliert, hal-
ten wir für praxisfern und unnötig, weil § 
15 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 29 
Absatz 1 Nr. 12 klarstellt, dass eine Urne 
beizusetzen ist.  
 
Der Punkt unter § 29 Nr. 20 wäre anzupas-
sen auf „entgegen § 18 Absatz 1“ und der 
Punkt  unter § 29 Nr. 21 wäre zu streichen. 
 

Aushändigen von sterblichen Überresten 
nach einer beschleunigten Verwesung 
 
Vergleichbar zu den Regelungen einer Ur-
nenbeisetzung muss auch das Aushändi-
gen der sterblichen Überreste einer be-
schleunigten Verwesung geregelt werden. 
 
Sofern diese Form der Erdbestattung ohne 
Sarg zugelassen werden sollte, empfehlen 
wir – abweichend von einer Feuerbestat-
tung – das Vorlegen des Nachweises einer 
zulässigen Beisetzungsstelle VOR Durch-
führung der beschleunigten Verwesung. 
 
Zusätzlich sollte in diesem Fall der Nach-
weis, dass die Bestattung aus religiösen 
oder weltanschaulichen Gründen ohne 
Sarg durchgeführt werden soll, ebenfalls 
VOR Durchführung der beschleunigten 
Verwesung vorgelegt und geprüft werden. 
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§ 19 Anforderungen an Friedhöfe 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

 (3) Waldfriedhöfe sind solche Friedhöfe, auf de-
nen ausschließlich Asche in biologisch abbauba-
ren Urnen oder menschliche Überreste einer 
Bestattung nach § 15 Absatz 3 im Wurzelbe-
reich von Bäumen oder anderen Pflanzen beige-
setzt werden. Ein Waldfriedhof darf über keine 
weiteren friedhofstypischen Merkmale, wie ins-
besondere Gebäude, Grabmale oder Grabum-
fassungen verfügen. Er muss öffentlich zugäng-
lich sein, öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
öffentliche sowie private Belange dürfen nicht 
entgegenstehen und die Nutzungsdauer muss 
gesichert sein. 

 
Waldfriedhöfe sollten Urnen  
vorbehalten bleiben 
 
Eine Beisetzung von menschlichen Über-
resten einer beschleunigten Verwesung 
auf Waldfriedhöfen halten wir für unver-
antwortlich.  
 
Auch wenn marketingwirksam von „Hu-
mus“ gesprochen wird, hat die Praxis ge-
zeigt, dass das Ergebnis der Reerdigung 
deutlichen Verwesungsgeruch aufweisen 
kann. Zusätzlich wird das Knochengerüst  
 
 

 
 
 
der verstorbenen Person zwar zerkleinert, 
aber Knochenreste und anhaftendes Ge-
webe in den menschlichen Überresten 
dürften auch nach Abschluss der beschleu-
nigten Verwesung erhalten sein. 
 
Wildtiere würden voraussichtlich Witte-
rung aufnehmen und gezielt die nur ober-
flächlich bedeckten menschlichen Über-
rest aufspüren. Vertreter der Jägerschaft 
im Land sollten Möglichkeit zur fachlichen 
Einschätzung erhalten. 

 
 
§ 25 Ausgrabungen und Umbettungen 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(1) Die Ausgrabung oder die Umbettung einer 
Leiche ist auf Antrag einer oder eines Hinter-
bliebenen, der nur im Einvernehmen mit dem 
Friedhofsträger gestellt werden kann, mit 
schriftlicher Genehmigung der Gemeinde 

(1) Die Ausgrabung oder die Umbettung einer 
Leiche ist auf Antrag einer oder eines Hinter-
bliebenen, der nur im Einvernehmen mit dem 
Friedhofsträger gestellt werden kann, mit 
schriftlicher Genehmigung der Gemeinde 
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zulässig. Dem Antrag ist der Nachweis beizufü-
gen, dass eine andere Grabstätte zur Verfügung 
steht. Für die Ausgrabung und Umbettung von 
Urnen durch den Friedhofsträger ist eine Ge-
nehmigung nicht erforderlich; Satz 2 gilt ent-
sprechend. Andere Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. Die Gemeinde stellt das Benehmen 
mit der Gesundheitsbehörde her. 

zulässig. Dem Antrag ist der Nachweis beizufü-
gen, dass eine andere Grabstätte zur Verfügung 
steht. Für die Ausgrabung und Umbettung von 
Urnen durch den Friedhofsträger ist eine Ge-
nehmigung nicht erforderlich; Satz 2 gilt ent-
sprechend. Andere Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. Die Gemeinde stellt das Benehmen 
mit der Gesundheitsbehörde her. 

(2) Ausgrabungen und Umbettungen von Lei-
chen sollen in der Zeit von 14 Tagen bis sechs 
Monaten nach der Bestattung nicht vorgenom-
men werden. 

(2) Ausgrabungen und Umbettungen von Lei-
chen sollen in der Zeit von 14 Tagen bis sechs 
Monaten nach der Bestattung nicht vorgenom-
men werden. 

 
Wichtigkeit der  
Möglichkeit zur Umbettung 
 
Es gibt Zusammenhänge, in denen es für 
Familien wichtig wird, dass eine Umbet-
tung einer erdbestatteten Person oder ei-
ner beigesetzen Urne möglich ist. 
 
Anhand von anonymen, also spurlosen 
Beisetzungen von Urnen müssen wir in der 
Praxis hin und wieder feststellen, wie  
 
 

 
 
 
belastend es für Hinterbliebene sein kann, 
wenn solch eine Umbettung nicht möglich 
ist. 
 
Die Beisetzung der menschlichen Über-
reste nach einer beschleunigten Ver-
wesung könnten nur dann umgebettet 
werden, wenn sie in einem Sarg oder ähn-
lich beständigem Behältnis beigesetzt 
würden.

 
 
§ 26 Friedhofsordnung 
 

BestattG SH „alt“ Änderungen  

(4) Der Friedhofsträger eines kommunalen oder 
Simultanfriedhofs hat die Bestattung ohne Sarg 
aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen 
zuzulassen und die Durchführung in der Fried-
hofsordnung zu regeln sowie den weitergehen-
den Erfordernissen aus religiösen oder weltan-
schaulichen Gründen nach Möglichkeit Rech-
nung zu tragen. Für diese Fälle kann die Bestat-
tung aufgrund von Vereinbarungen auf einem 
anderen Friedhof in zumutbarer Entfernung ge-
währleistet werden. Für die verwendete Um-
hüllung der Leiche gilt § 15 Abs. 2 

(4) Der Friedhofsträger eines kommunalen oder 
Simultanfriedhofs hat die Bestattung ohne Sarg 
aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen 
zuzulassen und die Durchführung in der Fried-
hofsordnung zu regeln sowie den weitergehen-
den Erfordernissen aus religiösen oder weltan-
schaulichen Gründen nach Möglichkeit Rech-
nung zu tragen. Für diese Fälle kann die Bestat-
tung aufgrund von Vereinbarungen auf einem 
anderen Friedhof in zumutbarer Entfernung ge-
währleistet werden. Für die verwendete Umhül-
lung der Leiche gilt § 15 Absatz 2 entsprechend. 
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entsprechend. Auf anderen als kommunalen 
Friedhöfen oder Simultanfriedhöfen kann diese 
Bestattungsart unter den Voraussetzungen des 
Satzes 1 zugelassen werden. 

Auf anderen als kommunalen Friedhöfen oder 
Simultanfriedhöfen kann diese Bestattungsart 
unter den Voraussetzungen des Satzes 1 zuge-
lassen werden. 

 
Bestattung ohne Sarg aus religiösen oder 
weltanschaulichen Gründen 
 
Das Bestattungsgesetz von SH kennt be-
reits die Bestattung ohne Sarg aus religiö-
sen oder weltanschaulichen Gründen. 
 
Wir empfehlen, die Bestattung ohne Sarg 
für die keine religiösen oder weltanschau-
lichen Gründe nachgewiesen sind, in § 29 
als Ordnungswidrigkeit aufzunehmen. 
 
 

 
 
 
Zusätzlich empfehlen wir, die Feststellung 
des Vorliegens religiöser oder weltan-
schaulicher Gründe zu definieren, um  
 
dieses hohe Gut von einer bloßen indivi-
duellen Vorliebe oder einer vorübergehen-
den Mode abzugrenzen. 
 
 
 

 
 

 
Mit diesen Ausführungen haben wir die uns wichtigsten Punkte und Zusammenhänge aufge-
führt und erläutert. Wir freuen uns, wenn wir auch im weiteren Verfahren eingebunden wer-
den. Selbstverständlich stehen wir auch für eine mündliche Anhörung zur Verfügung. 
 
Bei Fragen erreichen Sie die drei Obermeister unserer Innung folgendermaßen 
 
Sven Schröder 
Obermeister 
0162-2552561 
 

Frank Christiansen 
1. stellv. Obermeister 
0151-27626565 
 

Dennis Hein 
2. stellv. Obermeister 
0172-4362251 

 
 
Herzliche Grüße 
 
 
 
Sven Schröder 
Bestattermeister 
Obermeister der Bestatterinnung SH 



 
 

Ministerium für Justiz und Gesundheit 
Lorentzendamm 35 
24103 Kiel 
 
 
 
Sowie vorab an 
Sarah Maroska - sarah.maroska@jumi.landsh.de 
Karlheinz Müller - karlheinz.mueller@jumi.landsh.de 
Poststelle des JuMi - poststelle@jumi.landsh.de 
 
 

Eutin, 18. Juni 2023 
 
 
Zweite Stellungnahme der Bestatterinnung Schleswig-Holstein 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Bestattungsgesetzes Schleswig-Holstein 
 
 
Sehr geehrte Frau Maroska, 
sehr geehrter Herr Müller, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Zusammenhang mit der in Arbeit befindlichen Novellierung des 
Bestattungsgesetzes möchten wir Ihnen unsere zweite Stellung-
nahme zur Verfügung stellen. 
 
Grundlage der überwiegenden Inhalte sind die Beschlüsse einer 
außerordentlichen Innungsversammlung, die wir am 7. Juni 2023 
abhielten und auf der unsere Mitglieder nach umfangreicher Infor-
mation und Diskussion jeweilige Positionierungen unserer Landes-
innung beschlossen haben. 
 
Beschleunigte Verwesung 
 
Drei der anwesenden Mitglieder hatten mit ihren Unternehmen je-
weils einen der bisher acht in der Pilotanlage in Mölln durchgeführ-
ten Durchläufe der beschleunigten Verwesung begleitet und stan-
den der Mitgliederversammlung vor der Beschlussfassung aus eige-
ner Erfahrung Rede und Antwort.  
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Zusätzlich hielt unser Vorstand am 7. Juni 
2023 eine Videokonferenz mit dem Ge-
schäftsführer des Betreiberunternehmens 
der Pilotanlage in Mölln ab, um offene Fra-
gen zum Verfahren beantwortet zu be-
kommen. Die Antworten stellten wir eben-
falls den Mitgliedern vor der Beschlussfas-
sung zur Verfügung. 
 
Das Verfahren hat seine Wurzeln in der 
Beseitigung von Tierkadavern. Wie sich 
nach unserer ersten Stellungnahme 

herausstellte, sorgt die langfristige Tempe-
raturkontrolle des Verfahrens (70-75° Cel-
sius) für ein Garen der Verstorbenen, das 
regelmäßige Kippen des Verwesungsbe-
hälters um mehr als 90° führt zum Zerfal-
len des gegarten Leichnams und die um-
fangreich am Ende der beschleunigten 
Verwesung erhaltenen Knochen müssen 
entnommen (ausgesiebt) und geschred-
dert werden, bevor sie kleingemahlen den 
übrigen sterblichen Überresten unterge-
mengt werden.  

 
 
97,7 % unserer Mitglieder haben sich gegen die Aufnahme des Verfahrens der beschleunig-
ten Verwesung in das Bestattungsgesetz für SH und – soll langfristig an der Einführung des 
Verfahrens festgehalten werden – für die Verlängerung der Pilotphase um 2 Jahre ausge-
sprochen. 2,3 % haben sich enthalten. 
 
Einige Argumente, die zu diesem eindeutigen Votum führten, warum das Verfahren nicht in 
das Bestattungsgesetz von Schleswig-Holstein aufgenommen werden sollte, sind: 
 
 
1. Ethische Bedenken: Das Garen eines 
Leichnams bei 70 °C wirft erhebliche ethi-
sche Bedenken auf. Die Würde und der 
Respekt gegenüber dem Verstorbenen 
sollten auch im Todesfall gewahrt bleiben. 
Die Vorstellung, dass ein menschlicher 
Körper in dieser Weise behandelt wird, 
könnte für viele Menschen verstörend und 
unangemessen sein. Die Einführung eines 
solchen Verfahrens könnte zu einer Verlet-
zung der ethischen Normen und des mora-
lischen Empfindens der Gesellschaft füh-
ren. 
 
2. Sensibilität der Hinterbliebenen: Bei ei-
ner Bestattung geht es nicht nur um die 
würdevolle Behandlung des Verstorbenen, 
sondern auch um die Unterstützung der 

Hinterbliebenen bei der Trauerbewälti-
gung. Das Verfahren der beschleunigten 
Verwesung, bei dem der Leichnam gegart 
wird, könnte für viele Angehörige verstö-
rend und traumatisch sein. Es ist wichtig, 
die Bedürfnisse und Empfindungen der 
Hinterbliebenen zu berücksichtigen und si-
cherzustellen, dass das Bestattungsgesetz 
ihre emotionalen Belange angemessen be-
rücksichtigt. 
 
3. Mangelnde kulturelle Akzeptanz: Die 
Aufnahme eines solchen Verfahrens in das 
Bestattungsgesetz erfordert eine breite 
kulturelle Akzeptanz. Es ist jedoch unwahr-
scheinlich, dass dieses Verfahren bei der 
Bevölkerung von Schleswig-Holstein auf 
eine positive Resonanz stößt. Die 
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kulturellen und religiösen Traditionen in 
der Region könnten dem Garen eines 
Leichnams und dem Schreddern seiner 
Knochen widersprechen und zu Wider-
stand oder Konflikten führen. Ein harmoni-
sches Zusammenleben und gegenseitiger 
Respekt erfordern, dass kulturelle Unter-
schiede bei der Gestaltung des Bestat-
tungsgesetzes angemessen berücksichtigt 
werden. 
 
4. Mangelnde wissenschaftliche Evidenz: 
Das Verfahren der beschleunigten Ver-
wesung ist ein relativ neues Konzept und 
es gibt noch keine ausreichende wissen-
schaftliche Evidenz, um seine Auswirkun-
gen auf die Umwelt und die Gesundheit 
angemessen zu beurteilen. Bevor ein sol-
ches Verfahren in das Bestattungsgesetz 
aufgenommen wird, sollten umfassende 
Forschungsstudien durchgeführt werden, 
um sicherzustellen, dass es keine negati-
ven Auswirkungen auf die Umwelt oder 
die Gesundheit von Menschen hat. 
 
5. Rechtliche und regulatorische Heraus-
forderungen: Die Einführung eines neuen 
Bestattungsverfahrens wie der beschleu-
nigten Verwesung würde voraussichtlich 
erhebliche rechtliche und regulatorische 
Herausforderungen mit sich bringen. Fra-
gen der Verantwortung, Haftung und Re-
gulierung müssten sorgfältig geprüft und 
gelöst werden. Es ist wichtig, dass das Be-
stattungsgesetz klare und verbindliche Re-
gelungen enthält, um einen reibungslosen 
Ablauf und den Schutz der Interessen aller 
Beteiligten zu gewährleisten. 
 
6. Ökologische Bedenken: Obwohl das 
Verfahren der beschleunigten Verwesung 
als ökologisch vorteilhaft beworben wird, 

gibt es dennoch einige Bedenken bezüg-
lich ihrer tatsächlichen Auswirkungen auf 
die Umwelt. Das Verfahren erfordert be-
stimmte chemische Substanzen, die mög-
licherweise nicht vollständig biologisch ab-
baubar sind oder negative Auswirkungen 
auf das Grundwasser haben können. Bevor 
das Verfahren als offizielle Bestattungs-
form eingeführt wird, sollten umfassende 
wissenschaftliche Untersuchungen und 
ökologische Gutachten durchgeführt wer-
den, um sicherzustellen, dass sie keine un-
erwünschten Auswirkungen auf die Um-
welt hat. 
 
7. Religiöse und kulturelle Vielfalt: Schles-
wig-Holstein ist eine Region mit einer gro-
ßen Vielfalt an religiösen und kulturellen 
Hintergründen. Die Aufnahme der be-
schleunigten Verwesung in das Bestat-
tungsgesetz könnte zu Konflikten mit be-
stimmten religiösen Überzeugungen und 
Traditionen führen. Es ist wichtig, die 
Rechte und Bedürfnisse aller Bevölke-
rungsgruppen zu respektieren und sicher-
zustellen, dass das Bestattungsgesetz nicht 
gegen deren Glaubenspraktiken oder 
Überzeugungen verstößt. 
 
8. Irreführung der Verbraucher: Das Ver-
fahren der beschleunigten Verwesung 
wird oft als ökologisch und kostengünstig 
beworben. Allerdings kann es zu einer Irre-
führung der Verbraucher führen, da das 
Verfahren eine Temperatur von 70 °C, re-
gelmäßige Bewegung der Verwesungsbe-
hälter sowie spezielle chemische Substan-
zen erfordert, die möglicherweise nicht 
vollständig biologisch abbaubar sind oder 
negative Auswirkungen auf die Umwelt 
haben können. Wenn das Verfahren 
fälschlicherweise als umweltfreundlich 
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beworben wird, könnte dies zu einer Irre-
führung der Verbraucher führen, die glau-
ben, eine nachhaltige und ökologisch ver-
trägliche Entscheidung zu treffen. Zusätz-
lich kann das Verfahren zu einer Irrefüh-
rung der Verbraucher führen, die glauben, 
eine ökonomisch sinnvolle Entscheidung 
zu treffen, weil das Verfahren als kosten-
günstige Bestattungsform dargestellt wird, 
obwohl die tatsächlichen Kosten deutlich 
höher als bei vergleichbaren Erdbestattun-
gen und Feuerbestattungen sein werden.  
 

9. Mangelnde Nachhaltigkeit: Die be-
schleunigte Verwesung wird oft als ökolo-
gisch vorteilhaft beworben, aber es gibt 
Bedenken hinsichtlich ihrer tatsächlichen 
Nachhaltigkeit. Das Garen eines Leichnams 
bei 70 °C kann einen erheblichen Energie-
verbrauch verursachen, was zu einer er-
höhten CO2-Emission führt. Es ist wichtig, 
dass eine Bestattungsform tatsächlich 
nachhaltig ist, bevor sie als solche bewor-
ben wird und in das Bestattungsgesetz 
aufgenommen wird. 

 
 
Abschließend lässt sich sagen, dass die Aufnahme des Verfahrens der beschleunigten Ver-
wesung in das Bestattungsgesetz von Schleswig-Holstein derzeit nicht empfohlen werden 
sollte. Es ist wichtig, eine gründliche Bewertung aller Aspekte vorzunehmen und sicherzustel-
len, dass eine solche Entscheidung im besten Interesse der Bevölkerung und unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Ressourcen getroffen wird. Aufgrund der mit dem Verfahren 
verbundenen großen Veränderung des Ablaufs der Bestattung halten wir eine Beurteilung 
des Verfahrens sowie seiner möglichen Auswirkung auf die individuellen Trauerprozesse 
durch den Deutschen Ethikrat für notwendig.  
 
 
Verstreuung von Asche 
 
Nach intensiver Diskussion über die geplante 
Änderung in § 15 (1) Satz 3 „Die Asche darf auf 
einem vom Friedhofsträger festgelegten Be-
reich des Friedhofs verstreut oder ohne Behält-
nis vergraben werden, wenn dies dem Willen 

der verstorbenen Person entspricht.“ zeigte 
sich eine grundsätzliche Befürwortung der 
Schaffung einer Möglichkeit zur Verstreuung 
von Asche. 

 
 
95,5 % unserer Mitglieder haben sich allerdings gegen die Aufnahme der Möglichkeit zur 
Verstreuung der Asche in der vorgeschlagenen Form in das Bestattungsgesetz für SH aus-
gesprochen. 4,5 % haben sich enthalten. 
 
Auch zu diesem Votum stellen wir Ihnen unsere Argumente zur Verfügung, weshalb die Ver-
streuung von Asche nicht in der vorgeschlagenen Form in das Bestattungsgesetz von Schles-
wig-Holstein aufgenommen werden sollte, solange der Gesetzentwurf wichtige Punkte nicht 
konkretisiert. 
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1. Rechtliche Klarheit und Sicherheit: Die 
Aufnahme der Verstreuung von Asche in 
das Bestattungsgesetz erfordert klare und 
eindeutige Bestimmungen, um rechtliche 
Klarheit und Sicherheit zu gewährleisten. 
Die allgemeinen Voraussetzungen, die An-
forderungen an die Flächen und die perso-
nelle Berechtigung zur Ausbringung der 
Asche müssen konkretisiert werden, um 
Missverständnisse, Konflikte und potenzi-
elle Missbräuche zu vermeiden. Es ist 
wichtig, dass das Bestattungsgesetz klare 
und verbindliche Regelungen enthält, um 
die Rechte der Verbraucher zu schützen 
und einen reibungslosen Ablauf zu ge-
währleisten. 
 
2. Öffentliche Sicherheit und Umwelt-
schutz: Die Verstreuung von Asche kann 
Auswirkungen auf die öffentliche Sicher-
heit und den Umweltschutz haben. Ohne 
klare Vorgaben und Anforderungen kön-
nen unsachgemäße Verstreuungen oder 
Verstreuungen an ungeeigneten Orten 
stattfinden. Dies könnte zu Störungen der 
Umwelt, der öffentlichen Ordnung und 
des Friedens führen. Es ist wichtig, dass 
das Bestattungsgesetz angemessene 
Schutzmaßnahmen vorsieht, um sicherzu-
stellen, dass die Verstreuung von Asche in 
einer verantwortungsvollen und umwelt-
verträglichen Weise erfolgt. 

3. Bedürfnisse der Hinterbliebenen: Die 
Verstreuung von Asche kann für viele Hin-
terbliebene eine bedeutsame und emotio-
nale Handlung sein. Es ist wichtig, dass das 
Bestattungsgesetz die Bedürfnisse der Hin-
terbliebenen angemessen berücksichtigt. 
Klare Richtlinien und Verfahren können 
den Hinterbliebenen helfen, den Verlust 
zu verarbeiten und angemessen Abschied 
zu nehmen. Durch die Konkretisierung der 
Anforderungen können auch Konflikte in-
nerhalb von Familien oder zwischen ver-
schiedenen Interessengruppen vermieden 
werden. 
 
4. Wahrung von kulturellen und religiö-
sen Traditionen: Schleswig-Holstein ist, 
wie bereits im Zusammenhang mit der be-
schleunigten Verwesung erwähnt, eine Re-
gion mit einer großen Vielfalt an kulturel-
len und religiösen Hintergründen. Auch 
bei der Aufnahme der Verstreuung von 
Asche in das Bestattungsgesetz müssen 
die kulturellen und religiösen Traditionen 
angemessen berücksichtigt werden. Klare 
Vorgaben und Richtlinien können sicher-
stellen, dass die Verstreuung von Asche 
mit den Werten und Überzeugungen ver-
schiedener Gemeinschaften in Einklang 
steht und ihnen Respekt entgegenge-
bracht wird. 

 
 
Angesichts dieser Argumente sollte die Verstreuung von Asche vorerst nicht in das Bestat-
tungsgesetz von Schleswig-Holstein aufgenommen werden, solange die allgemeinen Voraus-
setzungen, die Anforderungen an die Flächen sowie die personelle Berechtigung zur Ausbrin-
gung der Asche nicht konkretisiert sind.  
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Entnahme geringfügige Menge Asche 
 
Seit vielen Jahren äußern Hinterbliebene 
regelmäßig den Wunsch, einen 

geringfügigen Teil der Asche aus Gründen 
der Erinnerung behalten zu dürfen. 

 
 
93,2 % unserer Mitglieder haben sich für die Einführung der Möglichkeit zur Entnahme ei-
ner geringfügigen Menge Asche in das Bestattungsgesetz für SH ausgesprochen. 4,5 % ha-
ben sich gegen die Einführung der Möglichkeit ausgesprochen und 2,3 % haben sich enthal-
ten. Eine Mehrheit von 63,6 % spricht sich darüber hinaus für die Regelung aus, eine Ent-
nahme der Asche direkt im Krematorium durchführen zu lassen. 
 
Folgende Argumente haben das Votum für die Einführung einer Möglichkeit zur Entnahme 
einer geringfügigen Menge Asche beeinflusst und verdeutlichen, warum sie eine wichtige 
Maßnahme sein kann: 
 
 
1. Erinnerungsstücke und Gedenkkultur: 
Die Entnahme einer geringfügigen Menge 
Asche aus der Urne kann es den Hinter-
bliebenen ermöglichen, Erinnerungsstücke 
zu erstellen und eine individuelle Gedenk-
kultur zu entwickeln. Ein kleiner Teil der 
Asche kann beispielsweise in Schmuckstü-
cken, Glasobjekten oder Erinnerungsurnen 
aufbewahrt werden. Diese Erinnerungs-
stücke dienen als physische Verbindung 
zum Verstorbenen und können den Trau-
erprozess unterstützen. Die Möglichkeit, 
einen kleinen Teil der Asche zu behalten, 
gibt den Hinterbliebenen die Freiheit, auf 
persönliche und individuelle Weise Ab-
schied zu nehmen. 
 
2. Flexibilität bei der Bestattungsortwahl: 
Die Entnahme einer geringfügigen Menge 
Asche aus der Urne kann den Hinterblie-
benen auch mehr Flexibilität bei der Wahl 
des Bestattungsortes bieten. Es gibt Situa-
tionen, in denen die Angehörigen den 
Wunsch haben, einen Teil der Asche an ei-
nem bestimmten Ort zu verstreuen oder 

beizusetzen, der eine besondere Bedeu-
tung für den Verstorbenen oder die Fami-
lie hat. Dies kann ein Ort sein, an dem der 
Verstorbene gelebt hat, ein gemeinsamer 
Lieblingsplatz oder ein Ort von spiritueller 
oder emotionaler Bedeutung. Die Ent-
nahme einer kleinen Menge Asche ermög-
licht es den Hinterbliebenen, diesen 
Wunsch zu erfüllen und einen individuel-
len Bestattungsort auszuwählen. 
 
3. Individuelle Bedürfnisse und Wünsche: 
Jeder Trauerprozess ist einzigartig, und die 
Bedürfnisse und Wünsche der Hinterblie-
benen können variieren. Die Entnahme ei-
ner geringfügigen Menge Asche aus der 
Urne gibt den Hinterbliebenen die Mög-
lichkeit, individuelle Entscheidungen zu 
treffen und den Abschiedsprozess nach ih-
ren persönlichen Vorstellungen zu gestal-
ten. Indem sie ein kleines Stück der Asche 
behalten, können sie eine Verbindung zum 
Verstorbenen aufrechterhalten und ihren 
eigenen Trauerweg gehen. 
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4. Mengenbegrenzung und Vorschriften: 
Die Entnahme einer geringfügigen Menge 
Asche bezieht sich auf einen sehr kleinen 
Anteil der Gesamtaschemenge. Durch 
klare Vorschriften und Mengenbegrenzun-
gen kann sichergestellt werden, dass nur 
eine minimale Menge entnommen wird, 
die keine negativen Auswirkungen auf die 
Umwelt hat. Diese Begrenzung stellt si-
cher, dass die Asche des Verstorbenen in-
takt bleibt und dass die Umgebung nicht 
beeinträchtigt wird. 
 
5. Kontrollierte Verfahren: Die Entnahme 
einer geringfügigen Menge Asche kann 
durch kontrollierte Verfahren erfolgen, die 
sicherstellen, dass keine Schadstoffe frei-
gesetzt werden und dass die Umwelt ge-
schützt bleibt. Wenn klare Vorschriften 
und Richtlinien für die Entnahme festge-
legt werden, können spezialisierte Fach-
kräfte (z.B. Kremationstechniker*innen )si-
cherstellen, dass der Prozess ordnungsge-
mäß und umweltfreundlich durchgeführt 
wird. 
 

6. Positive emotionale Auswirkungen: Die 
Möglichkeit, eine geringfügige Menge 
Asche zu behalten, kann für die Hinterblie-
benen eine positive emotionale Unterstüt-
zung bieten. Indem sie ein kleines Stück 
der Asche behalten dürfen, können sie ei-
nen symbolischen und persönlichen Bezug 
zum Verstorbenen aufrechterhalten. Diese 
emotionale Unterstützung und Verbun-
denheit kann den Trauerprozess erleich-
tern und zu einer gesunden Verarbeitung 
des Verlusts beitragen. 
 
7. Freiheit der persönlichen Entschei-
dung: Die Möglichkeit, eine geringfügige 
Menge Asche zu entnehmen, respektiert 
die Freiheit der persönlichen Entscheidung 
der Hinterbliebenen. Es ermöglicht ihnen, 
auf individuelle Weise Abschied zu neh-
men und den Trauerprozess nach ihren ei-
genen Wünschen und Bedürfnissen zu ge-
stalten. Solange angemessene Vorschrif-
ten eingehalten werden, ist die Entnahme 
einer geringfügigen Menge Asche eine 
Möglichkeit, den Hinterbliebenen mehr 
Kontrolle über den Abschiedsprozess zu 
geben. 

 
 
Mit diesen Argumenten wird deutlich, dass die Entnahme einer geringfügigen Menge Asche 
keine Gefahr für die Umwelt und die Gesellschaft darstellt, solange klare Vorschriften und 
kontrollierte Verfahren eingeführt werden. 
 
 
Erdbestattung bei Ersatzvornahme 
 
Der Entwurf sieht für § 13 (2) Satz 3 vor, 
dass im Rahmen der Ersatzvornahme nur 
eine Erdbestattung zulässig sein soll, wenn 

keine Hinterbliebenen ermittelt werden 
konnten und kein anderweitiger Wille der 
verstorbenen Person erkennbar ist. 
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90,9 % unserer Mitglieder haben sich gegen die Festlegung der Erdbestattung im Rahmen 
der Ersatzvornahme im Bestattungsgesetz für SH ausgesprochen. 2,3 % haben sich für die 
Festlegung ausgesprochen und 6,8 % haben sich enthalten.  
 
Das maßgebliche Argument gegen die 
Festlegung auf eine Erdbestattung ist der 
Umstand, dass in Schleswig-Holstein aktu-
ell eine Feuerbestattungsquote von ca. 80 
% vorherrscht. Hieraus darf gefolgert wer-
den, dass aktuell ca. 80 % der Bevölkerung 

eine Feuerbestattung der Erdbestattung 
vorziehen. Die Festlegung, im Rahmen der 
Ersatzvornahme die Erdbestattung durch-
zuführen, dürfte damit in 80 % der Fälle 
dem mutmaßlichen Willen der Verstobe-
nen widersprechen. 

 
 
Pflicht zur Zertifizierung 
 
Im Rahmen unserer außerordentlichen In-
nungsversammlung wurde auch die Ein-
führung einer Pflicht zur Zertifizierung von 
Bestattungsunternehmen diskutiert, wie 
sie zuletzt in das Bestattungsgesetz von 
Mecklenburg-Vorpommern aufgenommen 
wurde. 
 
Die Einführung dieser Pflicht würde nen-
nenswerten betrieblichen Aufwand erzeu-
gen. Weil das Thema nicht in der Tages-
ordnung enthalten war, entschieden sich 
die anwesenden Mitglieder gegen eine Be-
schlussfassung im Rahmen der außeror-
dentlichen Innungsversammlung. 
 
Da jedoch nach wie vor ein einfacher Ge-
werbeschein die einzige Voraussetzung für 
das Betreiben eines 

Bestattungsunternehmens darstellt, arbei-
tet der organisierte Berufsstand (Innungen 
und Verbände) regelmäßig daran, Qualifi-
kationen zu verbessern und zuverlässige 
Orientierung für Verbraucher zu bieten. 
Dazu gehört seit einiger Zeit auch eine Zer-
tifizierung nach DIN EN ISO 15017 „Bestat-
tungsdienstleitungen“. 
 
Allgemeine Auffassung der Mitglieder war 
die Befürwortung von kontrollierter Quali-
tät und zertifizierter Qualifikation. Der Be-
rufsstand Bestattung hat sich seit Einfüh-
rung der Berufsausbildung zur Bestat-
tungsfachkraft im Jahr 2005 dramatisch 
entwickelt und bietet heutzutage regelmä-
ßig so hochwertige Dienstleistungs-Quali-
täten, die vor der Einführung selten wa-
ren. 

 
 
Bestattungsfrist 
 
Der § 16 (1) sieht bisher vor, dass inner-
halb von neun Tagen nach Todeseintritt 
die Bestattung nach § 15 Absatz 1 vorge-
nommen werden soll. Vor dem Hinter-
grund der täglichen Beratungspraxis zeigt 

sich, dass diese Frist regelmäßig zu kurz ist 
und die Mitglieder sich regelmäßig mit der 
Bitte um Fristverlängerung an die entspre-
chenden Ämter wenden. 
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Dieser Aufwand könnte deutlich verringert 
werden, wenn die Bestattungsfrist verlän-
gert würde. 
 
 
100,0 % unserer Mitglieder haben sich deshalb auch für Aufnahme einer von bisher 9 auf 
zukünftig (mindestens) 14 Tagen angepassten Bestattungsfrist in das Bestattungsgesetz für 
SH ausgesprochen.  
 
 
Seebestattung 
 
Unabhängig von der außerordentlichen In-
nungsversammlung möchten wir noch 
eine Anpassung des § 15 (4) Satz 2 vor-
schlagen, in dem es um die Zulässigkeit 
der Durchführung von Seebestattungen 
geht.  
 
Hier würden wir den Begriff „Bestattungs-
unternehmen“ gerne durch „Reederei“ 

ersetzen, so dass folgende Regelung ge-
troffen würde: „... Sie darf nur durch eine 
Reederei von einem zum Erwerb durch 
Seefahrt betriebenen Schiff aus, durch die 
Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
oder von einem Wasserfahrzeug des öf-
fentlichen Dienstes aus durchgeführt wer-
den...“ 

 
 
Es gibt mehrere Gründe, warum Seebestattungen durch eine Reederei anstelle eines Bestat-
tungsunternehmens durchgeführt werden sollten: 
 
 
1. Erfahrung und Fachkenntnisse: Reede-
reien, die Seebestattungen anbieten, ver-
fügen in der Regel über umfangreiche Er-
fahrung und Fachkenntnisse in Bezug auf 
alle Aspekte der Bestattung auf See. Sie 
kennen die gesetzlichen Bestimmungen 
und behördlichen Auflagen, die bei einer 
Seebestattung zu beachten sind, sowie die 
spezifischen Verfahren und Protokolle, um 
eine würdevolle und reibungslose Durch-
führung zu gewährleisten. Dies ist wichtig, 
um sicherzustellen, dass die Bestattung in 
Übereinstimmung mit allen relevanten 
Vorschriften erfolgt. 
 

2. Sicherheitsaspekte: Die Durchführung 
einer Seebestattung erfordert spezielles 
Know-how in Bezug auf die Sicherheit und 
den Schutz aller Beteiligten. Reedereien 
sind in der Regel mit den erforderlichen Si-
cherheitsmaßnahmen vertraut und verfü-
gen über das entsprechende Equipment, 
um eine sichere Durchführung der Bestat-
tung zu gewährleisten. Sie haben durch 
das Sicherheitszeugnis und Schiffsbesat-
zungszeugnis der BG Verkehr professio-
nelle Besatzungsmitglieder, die mit den 
Abläufen und Notfallprotokollen vertraut 
sind und im Bedarfsfall angemessen rea-
gieren können. 
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3. Verfügbarkeit geeigneter Schiffe: Ree-
dereien, die Seebestattungen anbieten, 
verfügen oft über speziell ausgestattete 
Schiffe für diesen Zweck. Diese Schiffe sind 
für die Durchführung von Seebestattungen 
konzipiert und erfüllen alle erforderlichen 
technischen Anforderungen. Sie sind mit 
den notwendigen Einrichtungen ausge-
stattet, um die Hinterbliebenen und ihre 
Gäste komfortabel und sicher zu beför-
dern.  
 

4. Dokumentation und rechtliche As-
pekte: Eine Seebestattung erfordert oft 
bestimmte Dokumente und Genehmigun-
gen, die von den zuständigen Behörden 
eingeholt werden müssen. Reedereien 
sind mit diesen rechtlichen Anforderungen 
vertraut und können die notwendige Un-
terstützung bei der Beschaffung und Bear-
beitung der erforderlichen Dokumente 
bieten. Dies stellt sicher, dass die Bestat-
tung ordnungsgemäß registriert und alle 
rechtlichen Vorschriften eingehalten wer-
den. 

 
 
 
Mit diesen Ausführungen haben wir die uns wichtigsten Punkte und Zusammenhänge aufge-
führt und erläutert. Wir freuen uns, wenn wir auch im weiteren Verfahren eingebunden wer-
den. Selbstverständlich stehen wir auch für eine mündliche Anhörung zur Verfügung. 
 
Bei Fragen erreichen Sie die drei Obermeister unserer Innung folgendermaßen 
 
Sven Schröder 
Obermeister 
0162-2552561 
 

Frank Christiansen 
1. stellv. Obermeister 
0151-27626565 
 

Dennis Hein 
2. stellv. Obermeister 
0172-4362251 

 
 
Herzliche Grüße 
 
 
 
Sven Schröder 
Bestattermeister 
Obermeister der Bestatterinnung SH 



 
 

Ministerium für Justiz und Gesundheit 
Lorentzendamm 35 
24103 Kiel 
 
 
 
Sowie vorab an 
Sarah Maroska - sarah.maroska@jumi.landsh.de 
Karlheinz Müller - karlheinz.mueller@jumi.landsh.de 
Poststelle des JuMi - poststelle@jumi.landsh.de 
 
 

Eutin, 26. September 2023 
 
 
Eingabe der Bestatterinnung Schleswig-Holstein 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des  
Bestattungsgesetzes Schleswig-Holstein 
 
 
Sehr geehrte Frau Maroska, sehr geehrter Herr Müller, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Zusammenhang mit der Novellierung des Bestattungsgesetzes 
legen wir folgende ergänzende Eingabe vor. 
 
Wie bereits in unserer 2. Stellungnahme vom 18. Juni 2023 er-
wähnt, beschäftigt sich unser Berufsstand seit Langem mit Quali-
tätssicherung. Nach wie vor genügt jedoch ein einfacher Gewerbe-
schein als einzige Voraussetzung für das Betreiben eines Bestat-
tungsunternehmens. 
 
Der organisierte Berufsstand (Innungen und Verbände) arbeitet 
regelmäßig an der Verbesserung von Qualifikationen und zuverläs-
siger Orientierung für Verbraucher. Dazu gehört seit einiger Zeit 
auch eine Zertifizierung nach DIN EN ISO 15017 „Bestattungs-
dienstleitungen“. 
 
Auf Bundesebene setzt sich der Berufsstand intensiv für den 
Wechsel unseres Handwerks in Handwerksrolle A ein. 
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Neben dieser angestrebten Zugangsvoraussetzung auf Bundesebene streben die Bundeslän-
der für unser verantwortungsvolles Handwerk bereits Qualität sichernde Maßnahmen auf 
Landesebene an. 
 
In diesem Zusammenhang fand bei der zurückliegenden Novellierung des Bestattungsgeset-
zes für Mecklenburg-Vorpommern eine Pflicht zur Zertifizierung im Zusammenhang mit der 
Aufbewahrung und Beförderung von Leichen Einzug in das Gesetz. 
 
Die Erfahrungen, die seit der praktischen Umsetzung gesammelt werden, sind grundsätzlich 
positiv. Wir befürworten kontrollierte Qualität und zertifizierte Qualifikation. Im Rahmen ei-
ner Innungsversammlung beschloss die Bestatterinnung SH, dieselbe Formulierung, die in 
das Gesetz von MV aufgenommen wurde, auch für die Novellierung des Gesetzes in SH anzu-
streben. 
 
Vor diesem Hintergrund bitten wir um Aufnahme folgender Formulierung in den Entwurf zur 
Änderung des Bestattungsgesetzes SH: 
 
„Die Aufbewahrung und Beförderung von Leichen hat den DIN-Normen DIN EN 15017 und 
DIN EN 75081 in ihrer jeweils geltenden Fassung zu entsprechen. Institutionen, die Tätig-
keiten in diesem Bereich ausführen, müssen ein zertifiziertes Qualitätsmanagement nach-
weisen. Die Zertifizierung erfolgt nach ISO durch eine bei der Deutschen Akkreditierungs-
stelle akkreditierte Zertifizierungsstelle.“ 
 
Wir freuen uns, wenn wir auch im weiteren Verfahren eingebunden werden. Selbstverständ-
lich stehen wir auch für eine mündliche Anhörung zur Verfügung. 
 
Bei Fragen erreichen Sie die drei Obermeister unserer Innung folgendermaßen 
 
Sven Schröder 
Obermeister 
0162-2552561 

Frank Christiansen 
1. stellv. Obermeister 
0151-27626565 

Dennis Hein 
2. stellv. Obermeister 
0172-4362251 

 
Herzliche Grüße 
 
 
Sven Schröder 
Bestattermeister 
Obermeister der Bestatterinnung SH 




